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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBI. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S.1548), in Ver-
bindung mit § 6 Absatz 5 und mit § 11 Absatz 1 des Gesetzes zur 
Ausführung des Baugesetzbuchs vom 7. November 1999 (GVBl. 
S.  578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 
(GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan VII-134-1B vom 3. August 2012 für die 

Grundstücke Fürstenbrunner Weg 97/99 im Bezirk Charlottenburg-
Wilmersdorf, Ortsteil Westend wird festgesetzt. Er ändert teilweise 
den durch Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans 
VII-134 im Bezirk Charlottenburg vom 10. November 1966 (GVBl. 
S. 1634) festgesetzten Bebauungsplan.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Charlot-

tenburg-Wilmersdorf von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung und 
Ordnungsangelegenheiten, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Ver-
messung, beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können 
beim Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin, Abteilung 
Stadtentwicklung und Ordnungsangelegenheiten, Stadtentwick-
lungsamt, Fachbereiche Stadtplanung und Bauaufsicht, während der 
Dienststunden kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und 

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss 

1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs bezeichnet sind, 

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorganges,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Charlotten-
burg-Wilmersdorf von Berlin schriftlich geltend machen. Der Sach-
verhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach 
Ablauf der in Satz 1 genannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 
4 genannten Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und 
gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetz-
buchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind. 

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 24. September 2013

Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin

N a u m a n n
Bezirksbürgermeister 

S c h u l t e
Bezirksstadtrat

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans VII-134-1B 

im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf, Ortsteil Westend
Vom 24. September 2013
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Auf Grund von § 27 in Verbindung mit § 56 Absatz 9, § 58 Ab-
satz  8, § 59 Absatz 7 und § 60 Absatz 4 des Schulgesetzes vom 
26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das zuletzt durch Artikel I des Geset-
zes vom  26. Juni 2013 (GVBl. S. 199) geändert worden ist, verord-
net die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft:

Artikel I
Die Sekundarstufe I-Verordnung vom 31. März 2010 (GVBl. 

S. 175), die zuletzt durch Artikel I der Verordnung vom 22. Juli 2013 
(GVBl. S. 359) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 § 5 Absatz 7 wird wie folgt geändert:

a)	 Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:
„In der Jahrgangsstufe 7 kann die Höchstgrenze an der Inte-
grierten Sekundarschule von der zuständigen Schulbehörde 
in Abstimmung mit den betroffenen Schulen aus schulorga-
nisatorischen Gründen für einzelne oder alle Klassen auf 25 
Schülerinnen und Schüler je Klasse abgesenkt werden.“

b)	 In dem neuen Satz 4 werden nach dem Wort „Höchstgren-
zen“ die Wörter „gemäß Satz 1 bis 3“ eingefügt.

2.	 § 21 Absatz 5 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Wörter „Artikel III der Verordnung vom 11. Februar 

2010 (GVBl. S. 82)“ werden durch die Wörter „Artikel II 
der Verordnung vom 22. Juli 2013 (GVBl. S. 359)“ ersetzt.

b)	 Es wird folgender Satz angefügt:
„Auf Abschluss- und Abgangszeugnissen der Jahrgangsstu-
fe 10 wird das Erreichen der Niveaustufe B1 des Gemeinsa-
men Europäischen Referenzrahmens in der ersten Fremd-
sprache und einer in den Jahrgangsstufen 7 bis 10 
unterrichteten zweiten Fremdsprache ausgewiesen, sofern 
die jeweilige Jahrgangsnote am Ende der Jahrgangsstufe 10 
mindestens ausreichend lautet; an der Integrierten Sekun-
darschule müssen die erforderlichen Leistungen in der ers-
ten Fremdsprache auf der Niveaustufe E erreicht sein.“ 

3.	 § 24 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Darüber hinaus ist an der Integrierten Sekundarschule und am 
Gymnasium höchstens eine Nachprüfung mit dem Ziel der Ver-
besserung einer Jahrgangsnote zum Erreichen eines Abschlusses 
oder der Berechtigung für den Besuch der zwei- oder dreijähri-
gen Form der gymnasialen Oberstufe zulässig.“

4.	 § 27 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden vor dem Wort „Differenzierungskon-
zept“ die Wörter „im Schulprogramm verankerten“ ein-
gefügt.

bb)	Satz 2 wird aufgehoben.
b)	 In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „In den folgenden 

Schulhalbjahren“ durch die Wörter „Bis zum Ende des ers-
ten Schulhalbjahres der Jahrgangsstufe 9“ ersetzt.

c)	 Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt:
„(5) Am Ende des ersten Schulhalbjahres der Jahrgangs-

stufe 10 ist auf Antrag nur der Wechsel in einen E-Kurs in 
höchstens einem Fach zulässig. Dem Antrag ist zu entspre-
chen, wenn die Bedingungen gemäß Absatz 4 Satz 1 Num-

mer 2 erfüllt sind oder wenn ansonsten der mittlere Schulab-
schluss oder die Berechtigung zum Übergang in die gymna-
siale Oberstufe nicht erreicht werden kann und nicht bereits in 
der Jahrgangsstufe 9 ohne Erfüllung der Leistungsvorausset-
zungen in einen E-Kurs gewechselt wurde.“

d)	 Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.
5.	 § 32 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „oder 10“ gestrichen.
bb)	Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben.
cc)	Es wird folgender Satz angefügt:

„Für den Erwerb der Berufsbildungsreife in der Jahr-
gangsstufe 10 gilt Satz 1 entsprechend, sofern dem 
Unterricht und der Leistungsbewertung das Anforde-
rungsniveau der Jahrgangsstufe 9 zugrunde gelegt wur-
de.“

b)	 Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:
„(2) Wurden Schülerinnen und Schüler der Integrierten 

Sekundarschule in der Jahrgangsstufe 10 auf dem Anforde-
rungsniveau der Jahrgangsstufe 10 unterrichtet und bewer-
tet, wird die Berufsbildungsreife erworben, wenn bei Um-
rechnung der erreichten Punkte im leistungsdifferenzierten 
Unterricht in Noten des G-Niveaus folgende Bedingungen 
erfüllt werden:
1.	 In einem der Fächer Deutsch oder Mathematik werden 

mindestens ausreichende Leistungen erreicht und das 
andere Fach darf nicht mit ungenügenden Leistungen 
abgeschlossen sein,

2.	 die Summe aller Zeugnisnoten ergibt einen Durch-
schnittswert von 4,2 oder besser und

3.	 bei den vergleichenden Arbeiten in Mathematik und 
Deutsch wird ein Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 entspre-
chendes Ergebnis erzielt.

Sofern erst im zweiten Halbjahr der Jahrgangsstufe 10 das 
für diese Jahrgangsstufe geltende Anforderungsniveau zu-
grunde gelegt wurde, werden die Leistungen des zweiten 
Halbjahres doppelt gewichtet. Wer an der Integrierten Se-
kundarschule nach freiwilliger Teilnahme an der gemeinsa-
men Prüfung zum Erwerb der erweiterten Berufsbildungs-
reife und des mittleren Schulabschlusses weder einen dieser 
Abschlüsse erreicht noch die Bedingungen gemäß § 44 Ab-
satz 7 Nummer 1 erfüllt, kann auf Antrag nach Beratung 
durch die Schule zu den von der Schulaufsichtsbehörde fest-
gelegten Nachschreibterminen an den vergleichenden 
Arbeiten zum Erwerb der Berufsbildungsreife teilnehmen. 
Ist die Teilnahme aus Gründen, die der Prüfling nicht zu ver-
treten hat, nicht möglich, legt die besuchte Schule einen 
Nachschreibtermin fest und entwickelt dafür die Aufgaben-
vorschläge, die von der Schulaufsichtsbehörde zu genehmi-
gen sind.“

 c) 	Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden die Absätze 3 und 4.
6.	 Dem § 39 Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:

„Die für die Überprüfung der Sprechfertigkeit gewählten The-
men beziehen sich auf die Fähigkeiten und Fertigkeiten, die am 

Zweite Verordnung 
zur Änderung der Sekundarstufe I-Verordnung

Vom 1. Oktober 2013 
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Ende der Sekundarstufe I auf dem Anforderungsniveau des mitt-
leren Schulabschlusses erreicht sein müssen.“

7.	 Dem § 40 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:
„Bei der Bewertung der Überprüfung der Sprechfertigkeit  wird 
zusätzlich zu der Note auf dem Anforderungsniveau des mittle-
ren Schulabschlusses die Note auf dem Anforderungsniveau der 
erweiterten Berufsbildungsreife um eine Notenstufe verbessert 
festgesetzt.“

8.	 § 43 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 werden nach dem Wort „entsprechend“ die Wör-

ter „mit der Maßgabe, dass sich die gewählten Themen auf 
die Fähigkeiten und Fertigkeiten beziehen, die am Ende der 
Sekundarstufe I auf dem Anforderungsniveau des mittleren 
Schulabschlusses erreicht sein müssen“ eingefügt.

b)	 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Unmittelbar nach der Prüfung setzt der Fachaus-

schuss auf Vorschlag der Prüferin oder des Prüfers die Note 
für die zusätzliche mündliche Prüfung auf dem Anforde-
rungsniveau des mittleren Schulabschlusses fest; zusätzlich 
wird die Note auf dem Anforderungsniveau der erweiterten 
Berufsbildungsreife um eine Notenstufe verbessert festge-
setzt. Anschließend setzt der Fachausschuss auch die aus 
dem Ergebnis der schriftlichen und zusätzlichen mündlichen 
Prüfung zu bildende gemeinsame Note in diesem Prüfungs-
fach (§ 35 Absatz 1 Satz 2) auf beiden Anforderungsniveaus 
fest.“

9.	 In § 44 Absatz 7 Nummer 2 werden die Wörter „auf dem An-
forderungsniveau der Jahrgangsstufe 9 die Bedingungen gemäß 
§ 32 Absatz 1 Nummer 1 und 2“ durch die Wörter „auf dem 
Anforderungsniveau der Jahrgangsstufe 10 die Bedingungen ge-
mäß § 32 Absatz 2 Nummer 1 und 2“ ersetzt.

10.	In der Anlage 4 wird der nach der Tabelle folgende Satz wie 
folgt gefasst:
„An Gymnasien und Integrierten Sekundarschulen kann die 
Mindestzahl der Klassenarbeiten in den Fächern Deutsch, erste 
Fremdsprache und Mathematik in der Jahrgangsstufe 10 nach 
Entscheidung der Schulleiterin oder des Schulleiters auf Vor-
schlag der Fachkonferenz um jeweils eine Klassenarbeit redu-
ziert werden, sofern dies pädagogisch vertretbar ist.“

Artikel II
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 

Berlin, den 1. Oktober 2013 

Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Wissenschaft 

Sandra S c h e e r e s
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Auf Grund des § 40 Absatz 6 in Verbindung mit § 14 Absatz 5, 
§ 15 Absatz 4, §§ 39, 54 Absatz 6, § 57 Absatz 3, § 58 Absatz 8, § 59 
Absatz 7 und § 60 Absatz 4 des Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 
(GVBl. S. 26), das zuletzt durch Artikel I des Gesetzes vom 26. Juni 
2013 (GVBl. S. 199) geändert worden ist, verordnet die Senatsver-
waltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft:

Inhaltsübersicht
Teil I 

Allgemeine Bestimmungen

§ 1	Geltungsbereich

Teil II 
Lehrgänge

Kapitel 1 
Organisation der Lehrgänge
§ 2	 Einrichtung der Lehrgänge
§ 3	 Leitung der Lehrgänge, Lehrkräfte
§ 4	 Struktur der Lehrgänge

Kapitel 2 
Aufnahme
§ 5	 Aufnahmevoraussetzungen
§ 6	 Aufnahmeverfahren
§ 7	 Aufnahme bei Übernachfrage, Härtefälle
§ 8	 Wechsel der Einrichtungen

Kapitel 3 
Unterricht
§   9	 Unterricht
§ 10 	 Besonderheiten des Abendlehrgangs E/M
§ 11	 Lernerfolgskontrollen
§ 12	 Leistungsbewertung und Zeugnisse

Teil III 
Abschlussprüfungen der Lehrgänge

Kapitel 1 
Allgemeine Prüfungsbestimmungen
§ 13	 Zweck und Teile der Prüfungen
§ 14	 Zeitpunkt der Prüfungen
§ 15	 Prüfungsnoten
§ 16	 Prüfungsfächer
§ 17	 Zuhörerinnen und Zuhörer

§ 18	 Protokolle
§ 19	 Nachteilsausgleich

Kapitel 2 
Prüfungsorgane
§ 20	 Prüfungsausschuss
§ 21	 Fachausschüsse
§ 22	 Teilnahmepflicht, Ausschluss
§ 23	 Beschlussfassung

Kapitel 3 
Prüfungsverfahren
§ 24	 Teilnahme an der Prüfung
§ 25	 Prüfungsaufgaben 
§ 26	 Dauer und Durchführung der schriftlichen Prüfung
§ 27	 Beurteilung der schriftlichen Prüfungsarbeiten
§ 28	 Vorkonferenz 
§ 29	 Durchführung und Beurteilung der mündlichen Prüfung und 

der Präsentationsprüfung

Kapitel 4 
Abschluss der Prüfung
§ 30	 Prüfungsergebnis
§ 31	 Wiederholung der Prüfung
§ 32	 Einsichtnahme in die Prüfungsunterlagen

Kapitel 5 
Unregelmäßigkeiten bei der Prüfung
§ 33	 Nichtteilnahme an Prüfungen
§ 34	 Täuschungen und andere Unregelmäßigkeiten

Teil IV 
Prüfung für Nichtschülerinnen und Nichtschüler

§ 35	 Zulassungsvoraussetzungen und Zulassungsverfahren
§ 36	 Prüfungsbestimmungen

Teil V 
Schlussvorschriften

§ 37	 Übergangsregelungen
§ 38	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Anlage (zu § 9 Absatz 1) Stundentafel 

Verordnung
über die Lehrgänge und Prüfungen zum nachträglichen Erwerb der Berufsbildungsreife, 

der erweiterten Berufsbildungsreife und des mittleren Schulabschlusses  
(Zweiter Bildungsweg-Lehrgangs-Verordnung – ZBW-LG-VO)

Vom 1. Oktober 2013
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Kapitel 2 
Aufnahme

§ 5 
Aufnahmevoraussetzungen

(1) In einen Lehrgang kann aufgenommen werden, wer nicht 
mehr der allgemeinen Schulpflicht gemäß § 42 Absatz 4 des Schul-
gesetzes unterliegt und volljährig ist. Die Aufnahme in einen Tages-
lehrgang ist darüber hinaus frühestens ein Jahr nach dem Ende der 
allgemeinen Schulpflicht möglich. 

(2) In einen Abend- oder Tageslehrgang E/M kann nur aufgenom-
men werden, wer zusätzlich zu den im Absatz 1 genannten Anforde-
rungen die Berufsbildungsreife oder einen der Berufsbildungsreife 
gleichwertigen Abschluss nachweist.

(3) Bewerberinnen und Bewerber nichtdeutscher Herkunftsspra-
che werden nur aufgenommen, wenn auf Grund einer Sprachstands-
feststellung entsprechend § 15 Absatz 2 Satz 2 des Schulgesetzes 
angenommen werden kann, dass sie die deutsche Sprache in Wort 
und Schrift so beherrschen, dass sie dem Unterricht folgen können. 
Die Sprachstandsfeststellung entfällt, wenn die Bewerberin oder der 
Bewerber die Berufsbildungsreife oder einen der Berufsbildungs-
reife gleichwertigen Abschluss an einer deutschen Schule oder das 
Zertifikat Deutsch der Stufe B 1 des Europäischen Referenzrahmens 
erworben hat oder einen nach Entscheidung der Schulaufsichtsbe-
hörde gleichwertigen Nachweis vorlegen kann.

(4) In einen Lehrgang kann nicht aufgenommen werden, wer die 
entsprechende Abschlussprüfung zweimal nicht bestanden hat; da-
bei ist ohne Belang, ob die Prüfung im ersten oder zweiten Bil-
dungsweg durchlaufen wurde. Nicht aufgenommen werden ferner 
Bewerberinnen und Bewerber, die den jeweiligen oder einen höhe-
ren Schulabschluss schon besitzen.

§ 6 
Aufnahmeverfahren

(1) Die Lehrgangsleiterin oder der Lehrgangsleiter nimmt die Be-
werberinnen und Bewerber, die die Aufnahmevoraussetzungen des 
§ 5 erfüllen, im Auftrag der Schulbehörde in den jeweiligen Lehr-
gang auf. Eine an Bedingungen geknüpfte Aufnahme ist nicht zu-
lässig.

(2) Die Bewerberinnen und Bewerber werden in der Regel jeweils 
zum Beginn eines Lehrgangs aufgenommen. Die Bewerbungen 
müssen spätestens sechs Wochen vor dem festgelegten Aufnahme-
termin bei der Lehrgangsleiterin oder dem Lehrgangsleiter einge-
gangen sein. Soweit noch freie Plätze zur Verfügung stehen, werden 
spätere Anmeldungen in der Reihenfolge ihres Eingangs berück-
sichtigt. Eine Aufnahme in den „Abendlehrgang E/M“ ist bis zum 
Beginn des zweiten Halbjahres möglich.

(3) Die Aufnahme ist schriftlich unter Beifügung folgender Unter-
lagen zu beantragen:
1.	 ein tabellarischer Lebenslauf, der Angaben über die Schulbil-

dung, gegebenenfalls auch über Weiterbildung einschließlich 
beruflicher Fortbildung sowie über erlernte Fremdsprachen ent-
hält,

2.	 ein Lichtbild neueren Datums,
3.	 eine beglaubigte Kopie der Meldebescheinigung oder eines amt-

lichen Personaldokuments, aus dem sich der Wohnsitz ergibt,
4.	 beglaubigte Kopien von Abgangs- oder Abschlusszeugnissen 

der zuletzt besuchten allgemein bildenden Schule sowie gegebe-
nenfalls entsprechende Zeugnisse der beruflichen Schulen,

5.	 gegebenenfalls in beglaubigter Kopie die gemäß § 5 Absatz 2 
und Absatz 3 Satz 2 erforderlichen Nachweise,

6.	 eine Erklärung darüber, ob und gegebenenfalls wann und wo 
eine Prüfung für den angestrebten Abschluss nicht bestanden 
wurde.

Teil I 
Allgemeine Bestimmungen

 
§ 1 

Geltungsbereich

Diese Verordnung regelt die Organisation und Durchführung von 
Tages- und Abendlehrgängen zum nachträglichen Erwerb der Be-
rufsbildungsreife, der erweiterten Berufsbildungsreife und des mitt-
leren Schulabschlusses sowie die Durchführung der entsprechenden 
Prüfungen. 

Teil II 
Lehrgänge

Kapitel 1 
Organisation der Lehrgänge

§ 2 
Einrichtung der Lehrgänge

Abendlehrgänge gemäß § 1 werden an Integrierten Sekundar-
schulen eingerichtet. An Volkshochschulen können ebenfalls Abend-
lehrgänge sowie Tageslehrgänge gemäß § 1 eingerichtet werden. 
Die Einrichtung der Lehrgänge bedarf der schriftlichen Zustimmung 
der Schulaufsichtsbehörde. Die Zustimmung kann nur erteilt wer-
den, wenn die erforderliche Raum-, Material- und Personalausstat-
tung zur Verfügung steht.

§ 3 
Leitung der Lehrgänge, Lehrkräfte

(1) Die Leitung der Lehrgänge wird an Integrierten Sekundar-
schulen von der Schulleiterin oder dem Schulleiter, an den Volks-
hochschulen von der durch die Schulaufsichtsbehörde eingesetzten 
Lehrgangsleiterin oder dem Lehrgangsleiter wahrgenommen.

(2) Der Unterricht wird von Personen erteilt, die die Laufbahn-
befähigung in einem Lehramt haben müssen und die fachspezifische 
Unterrichtserfahrungen in der dem jeweiligen Abschluss entspre-
chenden Schulart haben sollen.

§ 4 
Struktur der Lehrgänge

(1) Die Lehrgänge werden eingerichtet als 
1.	 „Abendlehrgang B“ und „Tageslehrgang B“ zum nachträglichen 

Erwerb der Berufsbildungsreife und
2.	 „Abendlehrgang E/M“ und „Tageslehrgang E/M“, die jeweils 

gemeinsam auf den nachträglichen Erwerb der erweiterten Be-
rufsbildungsreife oder des mittleren Schulabschlusses vorberei-
ten.

(2) Der Abendlehrgang B und die Tageslehrgänge dauern jeweils 
ein Jahr.

(3) Der Abendlehrgang E/M wird mit einer Dauer von zwei Jahren 
eingerichtet. Unter den Voraussetzungen des § 10 Absatz 2 ist die 
Lehrgangsdauer um ein Jahr verkürzt. 

(4) Die Lehrgänge sind in Klassen gegliedert. Die Teilnehmerzahl 
der Klassen eines Lehrgangs soll mindestens 20 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer betragen. Bei Beginn des Lehrgangs ist von einer 
Mindestfrequenz von 25 Teilnehmerinnen und Teilnehmern je Klas-
se auszugehen.

(5) Die Lehrgänge werden jeweils zu Beginn eines Schuljahres 
eingerichtet. Der Abend- und der Tageslehrgang B können zusätz-
lich zu Beginn eines Schulhalbjahres eingerichtet werden.
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es Physik oder Chemie sein. Die Zuordnung zu der jeweiligen 
Niveaustufe der Lehrgangsteilnehmerinnen und Lehrgangsteilneh-
mer richtet sich nach dem angestrebten Abschluss; die Anforde-
rungsniveaus unterscheiden sich um jeweils eine Notenstufe. Bei 
der Gestaltung der Unterrichtsinhalte und Arbeitsformen sollen die 
Didaktik der Erwachsenenbildung, die bisherigen Schullaufbahn- 
und gegebenenfalls die Berufserfahrungen der Lehrgangsteilnehme-
rinnen und Lehrgangsteilnehmer berücksichtigt werden. 

(2) Lehrgangsteilnehmerinnen und Lehrgangsteilnehmer, die ein 
Fremdsprachenzertifikat in Englisch oder Französisch der Stufe B 1 
des Europäischen Referenzrahmens erworben haben, werden auf 
Antrag von dem Unterricht und der Prüfung in der Fremdsprache 
befreit. 

(3) Die Lehrgangsteilnehmerinnen und Lehrgangsteilnehmer sind 
zur Anwesenheit und Teilnahme am Unterricht und den sonstigen 
verbindlichen Veranstaltungen der Lehrgänge verpflichtet. 

§ 10 
Besonderheiten des Abendlehrgangs E/M

(1) Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Abendlehrgangs 
E/M können auf schriftlichen Antrag höchstens einmal entweder am 
Ende des ersten Schuljahres oder am Halbjahresende des zweiten 
Schuljahres freiwillig in den folgenden Jahrgang zurücktreten und 
den Unterrichtsabschnitt  wiederholen, wenn ansonsten nicht zu er-
warten ist, dass der angestrebte Abschluss erreicht werden kann. Als 
abschlussrelevante Leistungen sind diejenigen des Wiederholungs-
zeitraums heranzuziehen. 

(2) Die Lehrgangsdauer im Abendlehrgang E/M ist auf schriftli-
chen Antrag der Lehrgangsteilnehmerin oder des Lehrgangsteilneh-
mers auf ein Jahr verkürzt, wenn die Summe aller Noten den Durch-
schnittswert von mindestens 2,0 ergibt und die Notensumme der 
Fächer Deutsch, Fremdsprache und Mathematik nicht größer als 5 
ist. Der Antrag gemäß Satz 1 ist spätestens zwei Wochen vor der 
ersten Prüfung zu stellen. Eine Verkürzung der Lehrgangsdauer ist 
nicht möglich, wenn die Lehrgangsteilnehmerin oder der Lehr-
gangsteilnehmer am Unterricht des ersten Schulhalbjahres nicht 
oder im Umfang von weniger als zwei Dritteln teilgenommen hat.

§ 11 
Lernerfolgskontrollen 

(1) Zur Feststellung der Lern-, Leistungs- und Kompetenzent-
wicklung werden Klassenarbeiten (Absatz 2) geschrieben und Kurz-
kontrollen (Absatz 3) durchgeführt. 

(2) In den Fächern Deutsch, Fremdsprache und Mathematik wer-
den je Halbjahr mindestens zwei Klassenarbeiten geschrieben. Klas-
senarbeiten in den Lehrgängen E/M werden entweder getrennt in 
beiden Niveaustufen geschrieben oder die Leistungen werden in 
einer Klassenarbeit auf beiden jeweils gekennzeichneten Niveaustu-
fen überprüft. Die jeweilige Dauer beträgt mindestens 45 Minuten; 
als Höchstdauer kann die in der schriftlichen Prüfung für das jewei-
lige Fach festgesetzte Zeit (§ 26) angesetzt werden. Die Termine 
sowie Hinweise auf die inhaltlichen Schwerpunkte der Klassen-
arbeiten sind spätestens eine Woche vorher bekannt zu geben. An 
einem Tag darf nur eine Klassenarbeit geschrieben werden. Im Üb-
rigen beschließt die Gesamtkonferenz  Grundsätze über Art, Um-
fang, Verteilung und Dauer der Klassenarbeiten und legt auf Vor-
schlag der Fachkonferenzen Grundsätze für die Benutzung von 
Hilfsmitteln fest; über die Einzelheiten der Umsetzung entscheidet 
die Klassenkonferenz. Für versäumte Klassenarbeiten kann ein 
Nachschreibtermin oder eine Leistungsfeststellung in mündlicher 
Form angesetzt werden.

(3) Kurzkontrollen sollen in schriftlicher, mündlicher oder prakti-
scher Form mindestens einmal je Halbjahr in allen Fächern durch-
geführt werden. Näheres, insbesondere zur Anzahl und zum Umfang 
je Fach, beschließt die Fachkonferenz im Rahmen der von der Ge-
samtkonferenz festgelegten Grundsätze.

(4) Schriftliche Lernerfolgskontrollen sind unverzüglich zu korri-
gieren. In allen Fächern sind Mängel der sprachlichen Richtigkeit 

§ 7 
Aufnahme bei Übernachfrage, Härtefälle

(1) Übersteigt die Zahl der Anmeldungen für einen Lehrgang die 
vorhandene Aufnahmekapazität, so sind die aufzunehmenden Be-
werberinnen und Bewerber in einem Auswahlverfahren nach Ab-
satz 4 und 5 zu ermitteln. Besondere Härtefälle werden vorab nach 
Maßgabe des Absatzes 3 berücksichtigt. In die Auswahl einbezogen 
werden nur die Bewerberinnen und Bewerber, die die Aufnahme-
voraussetzungen erfüllen und sich termingerecht angemeldet haben. 

(2) Die Auswahlentscheidung bei Übernachfrage trifft die Lehr-
gangsleiterin oder der Lehrgangsleiter der Einrichtung, an der der 
Lehrgang angeboten wird. Nicht aufgenommene Bewerberinnen 
und Bewerber sind auf Angebote anderer Einrichtungen hinzuwei-
sen.

(3) Von den verfügbaren Plätzen werden vorab bis zu 10 vom 
Hundert mit denjenigen Bewerberinnen und Bewerbern besetzt, für 
die die Ablehnung eine besondere Härte darstellen würde. Eine be-
sondere Härte liegt vor, wenn soziale, gesundheitliche oder familiä-
re Umstände das unverzügliche Nachholen des angestrebten Ab-
schlusses gebieten oder wenn von der Bewerberin oder dem 
Bewerber nicht zu vertretende Gründe das Erreichen des Abschlus-
ses erheblich verzögert haben. 

(4) Die nach Berücksichtigung der Härtefälle zur Verfügung ste-
henden Plätze werden nach dem Grad der Eignung vergeben. Maß-
geblich ist hierbei die auf eine Dezimalstelle ohne Rundung errech-
nete Durchschnittsnote 
1.	 bei Bewerbungen für einen Tages- oder Abendlehrgang B des 

letzten vor Verlassen der allgemein bildenden Schule erteilten 
Zeugnisses und 

2.	 bei Bewerbungen für einen Tages- oder Abendlehrgang E/M des 
Zeugnisses über die Berufsbildungsreife oder des Zeugnisses, 
mit dem die Gleichwertigkeit mit der Berufsbildungsreife be-
scheinigt wird.

Anstelle des Zeugnisses gemäß Satz 2 Nummer 1 kann nach Ent-
scheidung der Lehrgangsleiterin oder des Lehrgangsleiters das Er-
gebnis eines standardisierten Eignungstests herangezogen werden. 
Bei gleicher Durchschnittsnote richtet sich die Rangfolge nach der 
Wartezeit der Bewerberinnen und Bewerber; ist auch die Wartezeit 
gleich, entscheidet das Los.

(5) Nicht aufgenommene Bewerberinnen und Bewerber werden 
entsprechend der Rangfolge nach Absatz 4 in eine Nachrückerliste 
eingetragen. Plätze, die bei Beginn des Lehrgangs nicht in Anspruch 
genommen worden sind, werden nach der Rangfolge der Nachrü-
ckerliste vergeben. 

§ 8 
Wechsel der Einrichtungen

Aus wichtigen organisatorischen Gründen, insbesondere wenn für 
einen Lehrgang insgesamt oder für einzelne Klassen keine tragfähi-
gen Frequenzen zustande kommen oder erhalten bleiben, kann ein 
Wechsel der Einrichtung erforderlich werden; die bisher besuchte 
Einrichtung vermittelt in diesem Fall die künftig zu besuchende Ein-
richtung.

Kapitel 3 
Unterricht

§ 9 
Unterricht

(1) Inhalt und Anforderungen sowie der Umfang des für alle Lehr-
gangsteilnehmerinnen und Lehrgangsteilnehmer verbindlichen 
Unterrichts werden durch die Rahmenlehrpläne und die Stundenta-
fel (Anlage) bestimmt. In den Lehrgängen E/M wird in den Fächern 
Deutsch, Fremdsprache, Mathematik und in mindestens einem Fach 
des naturwissenschaftlich-informationstechnischen Lernbereichs 
leistungsdifferenziert in Form der Binnendifferenzierung unterrich-
tet; soll nur ein Fach des naturwissenschaftlich-informationstechni-
schen Lernbereichs leistungsdifferenziert unterrichtet werden, muss 
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§ 14 
Zeitpunkt der Prüfungen

(1) Die Prüfungen finden im letzten Halbjahr des Lehrgangs statt.
(2) Bei zentral durchgeführten Prüfungen setzt die Schulauf-

sichtsbehörde die Prüfungstermine fest. Bei dezentral durchgeführ-
ten Prüfungen legt die oder der Prüfungsvorsitzende in Abstimmung 
mit der Lehrgangsleiterin oder dem Lehrgangsleiter die Prüfungs-
termine fest und gibt diese rechtzeitig vor Beginn der Prüfung den 
Prüflingen bekannt. 

§ 15 
Prüfungsnoten

(1) Prüfungsnoten sind die Jahrgangsnoten und die Noten der Prü-
fungen. Die Jahrgangsnoten werden aus den im letzten Jahr des 
Lehrgangs erbrachten Leistungen im jeweiligen Fach ermittelt; da-
bei ist die Leistungsentwicklung zu berücksichtigen. 

(2) In den sowohl schriftlich als auch mündlich geprüften Fächern 
wird aus dem Ergebnis der schriftlichen und mündlichen Prüfung 
eine gemeinsame Note im Verhältnis 2 zu 1 gebildet. 

§ 16 
Prüfungsfächer

(1) Fächer der schriftlichen Prüfung sind
1.	 Deutsch,
2.	 Mathematik sowie
3.	 in der Abschlussprüfung zum Erwerb der erweiterten Berufsbil-

dungsreife und des mittleren Schulabschlusses die während des 
Lehrgangs unterrichtete Fremdsprache. 

(2) Fächer der mündlichen Prüfung sind
1.	 bei der Abschlussprüfung zum Erwerb der Berufsbildungsreife 

und der erweiterten Berufsbildungsreife
a)	 die während des Lehrgangs unterrichtete Fremdsprache, 
b)	 ein Fach des gesellschaftswissenschaftlichen Lernbereichs 

und
c)	 ein Fach des naturwissenschaftlichen Lernbereichs,

2.	 bei der Abschlussprüfung zum Erwerb des mittleren Schulab-
schlusses
a)	 die während des Lehrgangs unterrichtete Fremdsprache, 
b)	 ein Fach des gesellschaftswissenschaftlichen Lernbereichs 

und
c)	 ein Fach des naturwissenschaftlich-informationstechnischen 

Lernbereichs.
(3) Bei der Abschlussprüfung zum Erwerb der Berufsbildungs-

reife kann die mündliche Prüfung in der Fremdsprache für Prüflinge, 
die keine oder nur geringfügige Fremdsprachenkenntnisse nachwei-
sen können, auf schriftlichen Antrag entfallen. An die Stelle dieser 
Prüfung tritt eine mündliche Prüfung im Fach Wirtschaft, Arbeit, 
Technik, sofern der Prüfling nicht ein weiteres Fach des gesell-
schaftswissenschaftlichen oder naturwissenschaftlichen Lernbe-
reichs auswählt. Nach Wahl des Prüflings kann das Fach Wirtschaft, 
Arbeit, Technik bei der Abschlussprüfung zum Erwerb der Berufs-
bildungsreife auch anstelle eines Faches gemäß Absatz 2 Nummer 1 
Buchstabe b oder c treten, sofern es nicht bereits gemäß Satz 2 ge-
wählt wurde.

(4) Fächer des gesellschaftswissenschaftlichen Lernbereichs sind 
Geschichte/Sozialkunde und Geografie, Fächer des naturwissen-
schaftlichen Lernbereichs sind Biologie, Physik und Chemie, Fächer 
des naturwissenschaftlich-informationstechnischen Lernbereichs sind 
Biologie, Physik, Chemie und Informatik.

(5) Bei allen Abschlussprüfungen kann eine der Prüfungen gemäß 
Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b und c oder Nummer 2 Buchstabe b 
und c sowie bei der Abschlussprüfung zum Erwerb der Berufsbil-
dungsreife auch das Fach Wirtschaft, Arbeit, Technik nach Wahl des 
Prüflings als Präsentationsprüfung durchgeführt werden.

und der äußeren Form zu kennzeichnen und bei der Bewertung an-
gemessen zu berücksichtigen. Die Arbeiten sind mit förderlichen 
Hinweisen für die weitere Lernentwicklung zu versehen und mit den 
Lehrgangsteilnehmerinnen und Lehrgangsteilnehmern unter Be-
kanntgabe des Ergebnisses zu besprechen.

(5) Die Ergebnisse der Klassenarbeiten sind der Lehrgangsleiterin 
oder dem Lehrgangsleiter unter Vorlage einer guten, einer durch-
schnittlichen und einer schwachen Arbeit mitzuteilen. Ist das Ergeb-
nis einer Klassenarbeit bei mehr als einem Drittel der Teilnehmen-
den einer Klasse mangelhaft oder schlechter, entscheidet die 
Lehrgangsleiterin oder der Lehrgangsleiter, ob die Arbeit gewertet 
wird oder eine neue Arbeit zu schreiben ist. 

§ 12 
Leistungsbewertung und Zeugnisse

(1) Die Bewertung der Leistungen in den Lehrgängen erfolgt nach 
den in § 58 Absatz 3 des Schulgesetzes festgesetzten Notenstufen. 
Werden Leistungen aus von Lehrgangsteilnehmerinnen und Lehr-
gangsteilnehmern zu vertretenden Gründen nicht erbracht, sind sie 
mit der Note „ungenügend“ zu bewerten. Selbst zu vertretende 
Gründe sind insbesondere Leistungsverweigerung, unentschuldigtes 
Fehlen, Täuschungsversuch oder Unleserlichkeit der Arbeit. 

(2) Eine Zeugnisnote kann gebildet werden, wenn eine Teilneh-
merin oder ein  Teilnehmer mindestens sechs Wochen je Halbjahr 
eines Lehrgangs kontinuierlich am für ihn oder sie verpflichtenden 
Unterricht teilgenommen hat. In Fächern, in denen Klassenarbeiten 
geschrieben werden, gehen sämtliche schriftlichen Leistungen etwa 
zur Hälfte in die Zeugnisnote ein. Weitere Grundsätze der Leis-
tungsbeurteilung beschließt die Gesamtkonferenz auf Vorschlag der 
Fachkonferenzen. 

(3) Die Zeugnisnote wird von der Lehrkraft festgesetzt, die die 
Lehrgangsteilnehmerin oder den Lehrgangsteilnehmer im Beurtei-
lungszeitraum zuletzt unterrichtet hat. Wird der Unterricht in einem 
Fach von mehr als einer Lehrkraft erteilt, soll die Note gemeinsam 
festgelegt werden; bei fehlender Einigung entscheidet die Lehr-
gangsleiterin oder der Lehrgangsleiter. 

(4) Für Zeugnisse sind die von der Schulaufsichtsbehörde festge-
legten Muster zu verwenden. Jede Teilnehmerin und jeder Teilneh-
mer erhält am Ende des ersten Halbjahres eines Lehrgangs ein Halb-
jahreszeugnis. Im zweijährigen Abendlehrgang E/M werden am 
Ende des zweiten Halbjahres Jahrgangszeugnisse sowie am Ende 
des dritten Halbjahres Halbjahreszeugnisse erteilt. Die Noten für das 
letzte Halbjahr eines Lehrgangs werden den Lehrgangsteilnehme-
rinnen und Lehrgangsteilnehmern schriftlich bekannt gegeben; 
Halbjahreszeugnisse werden nicht erteilt.

(5) Wer die Prüfung bestanden hat, erhält das Abschlusszeugnis 
der Lehrgänge zum nachträglichen Erwerb der Berufsbildungsreife, 
der erweiterten Berufsbildungsreife oder des mittleren Schulab-
schlusses. Wer den Lehrgang vor dem Abschluss verlässt oder die 
Prüfung nicht besteht, erhält ein Abgangszeugnis.

Teil III 
Abschlussprüfungen der Lehrgänge

Kapitel 1 
Allgemeine Prüfungsbestimmungen

§ 13 
Zweck und Teile der Prüfungen

(1) In den Prüfungen ist festzustellen, ob die Prüflinge einen Bil-
dungsstand erreicht haben, der für die Berufsbildungsreife, die er-
weiterte Berufsbildungsreife oder den mittleren Schulabschluss er-
forderlich ist.

(2) Die Prüfungen bestehen jeweils aus einem schriftlichen und 
einem mündlichen Abschnitt.
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Kapitel 2 
Prüfungsorgane

§ 20 
Prüfungsausschuss

(1) Für die Durchführung der jeweiligen Prüfung wird ein Prü-
fungsausschuss gebildet. Der Prüfungsausschuss besteht aus einer 
oder einem Beauftragten der Schulaufsichtsbehörde als Vorsitzender 
oder Vorsitzenden, der Lehrgangsleiterin oder dem Lehrgangsleiter 
und mindestens zwei Lehrkräften, die die Prüflinge zuletzt in den 
Prüfungsfächern unterrichtet haben. In Zweifelsfällen bestimmt die 
Lehrgangsleiterin oder der Lehrgangsleiter, welche Lehrkraft dem 
Prüfungsausschuss angehört.

(2) Die oder der Vorsitzende beauftragt ein Mitglied des Prü-
fungsausschusses mit der Schriftführung.

§ 21 
Fachausschüsse

(1) Für die Durchführung der mündlichen Prüfung und der Prä-
sentationsprüfung beruft die oder der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses Fachausschüsse, die sich jeweils zusammensetzen aus 
1.	 der Lehrkraft, die die Prüflinge zuletzt in dem Prüfungsfach 

unterrichtet hat, oder im Verhinderungsfall einer anderen im 
Prüfungsfach unterrichtenden Lehrkraft als Prüferin oder Prüfer 
und

2.	 einer weiteren Lehrkraft als Protokollantin oder Protokollant. 
(2) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ist berech-

tigt, den Vorsitz des Fachausschusses selbst zu übernehmen; ansons-
ten übernimmt die Lehrkraft nach Absatz 1 Nummer 1 den Vorsitz.

§ 22 
Teilnahmepflicht, Ausschluss

(1) Die Mitglieder des jeweiligen Ausschusses sind zur Teilnahme 
an den Sitzungen verpflichtet. 

(2) Bestehen Zweifel, ob ein Ausschussmitglied von der Mitwir-
kung nach § 20 des Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I 
S. 2749) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung aus-
geschlossen ist, oder besteht die Besorgnis der Befangenheit, so ent-
scheidet der Prüfungsausschuss ohne Mitwirkung der oder des Be-
troffenen über den Ausschluss des Mitglieds. 

(3) Kann ein Mitglied eines Ausschusses seine Aufgaben wegen 
Krankheit oder aus einem anderen Grund nicht wahrnehmen, so be-
stimmt die oder der Vorsitzende, wer die Vertretung übernimmt.

§ 23 
Beschlussfassung

(1) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn drei Viertel 
seiner Mitglieder anwesend sind. Die Fachausschüsse sind nur bei 
Anwesenheit aller Mitglieder beschlussfähig.

(2) Die Ausschüsse beschließen mit der Mehrheit der abgegebe-
nen Stimmen; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des 
jeweiligen Vorsitzenden den Ausschlag. Stimmenthaltung ist nicht 
zulässig.

Kapitel 3 
Prüfungsverfahren

§ 24 
Teilnahme an der Prüfung

(1) Alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer, die sich im letzten 
Halbjahr des jeweiligen Lehrgangs befinden, sind zur Teilnahme an 
der ihrem Lehrgang entsprechenden Abschlussprüfung verpflichtet. 
Wer an der gemeinsamen Prüfung zum Erwerb der erweiterten Be-
rufsbildungsreife und des mittleren Schulabschlusses teilnimmt, 
kann jeden der beiden Abschlüsse erwerben, sofern die jeweiligen 

(6) Sofern Prüfungsfächer nach Absatz 2 oder 3 auszuwählen 
sind, teilen die Prüflinge ihre Wahl bis zu einem von der Lehrgangs-
leiterin oder dem Lehrgangsleiter festzusetzenden Zeitpunkt schrift-
lich mit.

§ 17 
Zuhörerinnen und Zuhörer

(1) Lehrkräfte der Einrichtungen dürfen mit Zustimmung der oder 
des Prüfungsvorsitzenden bei der mündlichen Prüfung und bei den 
Beratungen der Fachausschüsse zuhören. Der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter sowie der Direktorin oder dem Direktor der Volks-
hochschule ist die Anwesenheit bei der in der eigenen Einrichtung 
stattfindenden mündlichen Prüfung zu gestatten.

(2) Die Zuhörenden sind zur Verschwiegenheit über alle mit der 
Prüfung zusammenhängenden Vorgänge und Beratungen zu ver-
pflichten.

§ 18 
Protokolle

Über die Prüfungen und die Beratungen der Ausschüsse werden 
Protokolle gefertigt. Sie müssen insbesondere Angaben enthalten 
über die Zusammensetzung der Ausschüsse, die Prüflinge, den Ver-
lauf der Prüfungen, die Beschlüsse einschließlich abweichender 
Meinungen, besondere Vorkommnisse sowie bei der mündlichen 
Prüfung und bei der Präsentationsprüfung die Anforderungen und 
Kriterien für die Bewertung sowie den Grad ihrer Erfüllung. Besteht 
eine Prüfungsaufgabe aus mehreren Teilen oder werden in einem 
Prüfungsfach mehrere Aufgaben gestellt, so ist die auf die einzelnen 
Teile oder Aufgaben entfallende Bewertung gesondert auszuweisen. 

§ 19 
Nachteilsausgleich

(1) Prüflinge mit festgestelltem sonderpädagogischen Förderbe-
darf erhalten bei Bedarf für die einzelnen Prüfungen einen ihrer Be-
hinderung entsprechenden individuellen Nachteilsausgleich. Sofern 
die Feststellung des Förderbedarfs nicht bereits während der Schul-
zeit erfolgt ist, muss ein ärztliches Attest vorgelegt werden. Festge-
setzt werden können gemäß § 39 der Sonderpädagogikverordnung 
vom 19. Januar 2005 (GVBl. S. 57), die zuletzt durch Artikel IV des 
Gesetzes vom 19. Juni 2012 (GVBl. S. 166) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung, besondere Hilfsmittel oder methodi-
sche Unterstützungsmaßnahmen. Über Art und Umfang des indivi-
duell zu gewährenden Nachteilsausgleichs entscheidet bis spätes-
tens vier Wochen vor Beginn der ersten Prüfung die oder der 
jeweilige Prüfungsvorsitzende entsprechend dem in § 40 der Son-
derpädagogikverordnung geregelten Verfahren; dabei sind die gene-
rellen Vorgaben der Schulaufsichtsbehörde zu beachten.

(2) Prüflinge mit festgestellten gravierenden Lese- und Recht-
schreibstörungen können bis zu einem von der Einrichtung festge-
legten Termin eine Verlängerung der Bearbeitungszeit für die 
schriftlichen Prüfungen beantragen, über die die Einrichtung nach 
Vorgaben der Schulaufsichtsbehörde entscheidet.

(3) Hilfsmittel oder Unterstützungsmaßnahmen nach Absatz 1 
Satz 3 können auf Antrag auch gewährt werden, wenn Prüfungen 
infolge einer vorübergehenden körperlichen Beeinträchtigung nicht 
ohne Erleichterungen bewältigt werden können. Dem Antrag ist ein 
ärztliches Attest beizufügen. Die Entscheidung trifft die Schulauf-
sichtsbehörde auf Vorschlag der oder des Prüfungsvorsitzenden. 

(4) Die fachlichen Prüfungsanforderungen dürfen durch einen 
Nachteilsausgleich gemäß den Absätzen 1 bis 3 nicht verändert wer-
den.
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zende auf Vorschlag der Lehrgangsleiterin oder des Lehrgangsleiters 
eine andere Lehrkraft. 

(2) Bei zentral geprüften Fächern sind für die Korrektur und Be-
wertung die Vorgaben der Schulaufsichtsbehörde anzuwenden. 

(3) Über die endgültige Note entscheidet die oder der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses; sie oder er kann eine weitere für das je-
weilige Fach zuständige Lehrkraft mit einem Zweitgutachten beauf-
tragen. Sie oder er kann im Benehmen mit den für die Beurteilung 
zuständigen Lehrkräften von deren Bewertung der schriftlichen Prü-
fungsarbeiten abweichen; die dafür maßgeblichen Gründe sind zu 
protokollieren.

§ 28 
Vorkonferenz

(1) Rechtzeitig vor der mündlichen Prüfung findet eine Sitzung 
des Prüfungsausschusses (Vorkonferenz) statt, in der über den Aus-
schluss von der mündlichen Prüfung (Absatz 2) und über zusätzliche 
mündliche Prüfungen (Absatz 3) entschieden wird. 

(2) Von der mündlichen Prüfung wird ausgeschlossen, wer auch 
bei bestmöglichen Ergebnissen der mündlichen Prüfungen die für 
das Bestehen der Abschlussprüfung erforderlichen Leistungsbewer-
tungen nicht mehr erreichen kann. Die Vorkonferenz stellt in diesem 
Fall das Nichtbestehen der Prüfung fest.

(3) Zusätzliche mündliche Prüfungen finden in höchstens einem 
Fach der schriftlichen Prüfung statt, wenn
1.	 die oder der Prüfungsvorsitzende eine entsprechende Prüfung 

ansetzt oder
2.	 der Prüfungsausschuss dem schriftlichen Antrag eines Prüflings 

nach einer zusätzlichen Prüfung in einem vom Prüfling ausge-
wählten Fach entspricht; für den Antrag setzt der Prüfungsaus-
schuss einen Termin fest.

Die Vorkonferenz legt die Prüfungstermine für die zusätzlichen 
mündlichen Prüfungen fest und informiert die Prüflinge unverzüg-
lich über die Fächer und Termine.

§ 29 
Durchführung und Beurteilung der mündlichen Prüfung 

und der Präsentationsprüfung
(1) In der mündlichen Prüfung einschließlich der zusätzlichen 

mündlichen Prüfung und der Präsentationsprüfung soll sich der 
Fachausschuss ein Bild von dem Leistungsstand des Prüflings ma-
chen. Die Aufgaben und gewählten Themen für die Abschlussprü-
fung zum Erwerb der erweiterten Berufsbildungsreife und des mitt-
leren Schulabschlusses müssen sich jeweils auf die Fähigkeiten und 
Fertigkeiten beziehen, die auf dem Anforderungsniveau des mittle-
ren Schulabschlusses erreicht sein müssen. 

(2) In allen dezentral geprüften Prüfungsfächern werden die Prüf-
linge einzeln geprüft. Die Prüfungsdauer soll je Fach nicht mehr als 
15 Minuten betragen. Der Prüfling kann für die mündliche Prüfung 
im jeweiligen Fach zwei Wahlgebiete aus dem Unterrichtsangebot 
des letzten Lehrgangsjahres benennen, von denen eines in die münd-
liche Prüfung einzubeziehen ist. Es werden in jedem Prüfungsfach 
Aufgaben aus mindestens zwei Sachgebieten gestellt, wobei min-
destens ein Sachgebiet dem Angebot des letzten Halbjahres zu ent-
nehmen ist.

(3) Sofern für die mündliche Prüfung in der Fremdsprache Vor-
gaben der Schulaufsichtsbehörde festgelegt sind, wird sie grundsätz-
lich als Partnerprüfung mit zwei Prüflingen durchgeführt. Bei Vor-
liegen besonderer Gründe kann die oder der Prüfungsvorsitzende 
auf schriftlichen Antrag Einzelprüfungen zulassen. Bei Partnerprü-
fungen ist bei zwei Prüflingen eine Prüfungsdauer von insgesamt 10 
bis 15 Minuten anzusetzen. Die Schulaufsichtsbehörde kann festle-
gen, dass unmittelbar vor der Prüfung eine Vorbereitungszeit von bis 
zu 15 Minuten unter Aufsicht vorzusehen ist. Im Verlauf der Partner-
prüfungen ist sicherzustellen, dass die individuellen Leistungen der 
einzelnen Prüflinge bewertet werden können, indem Teilaufgaben 
zur selbständigen Lösung gestellt werden. 

Bedingungen gemäß § 30 erfüllt werden; wer die Bedingungen für 
beide Abschlüsse erfüllt, erwirbt den mittleren Schulabschluss.

(2) Teilnehmerinnen und Teilnehmer des „Abendlehrgangs E/M“, 
für die die Lehrgangsdauer gemäß § 10 Absatz 2 verkürzt ist, sind 
bereits am Ende des ersten Lehrgangsjahres zur Prüfung zuzulassen 
und zur Teilnahme an der Prüfung verpflichtet. Die Zulassung wird 
eine Woche vor der ersten Prüfung durch den Prüfungsausschuss 
festgestellt. Die Lehrgangsteilnehmerinnen und Lehrgangsteilneh-
mer sind am nächsten Unterrichtstag über die Entscheidung zu 
unterrichten. 

§ 25 
Prüfungsaufgaben 

(1) Die Anforderungen an die in den Prüfungen gestellten Aufga-
ben müssen den Rahmenlehrplänen und den Bildungsstandards für 
den jeweiligen Schulabschluss entsprechen. Die Aufgaben überprü-
fen die Kompetenzen, die für den Erwerb des jeweiligen Abschlus-
ses erreicht sein müssen.

(2) Die Aufgabenstellungen für die schriftliche Prüfung werden 
entweder von der Schulaufsichtsbehörde vorgegeben (zentral ge-
prüfte Fächer) oder von der Schulaufsichtsbehörde aus von der je-
weiligen Einrichtung eingereichten Vorschlägen ausgewählt (dezen-
tral geprüfte Fächer). 

(3) Die Aufgabenstellungen für die mündliche Prüfung werden 
von der Prüferin oder dem Prüfer erstellt. Soweit die Schulaufsichts-
behörde für mündlich geprüfte Fächer  einheitliche Vorgaben für die 
Durchführung entwickelt hat, sind diese anzuwenden.

(4) Die Aufgaben dürfen den Prüflingen erst bei Beginn der jewei-
ligen Arbeit bekannt gegeben werden. Jede vorzeitige Andeutung 
der Themen oder Aufgaben führt zur Ungültigkeit dieses Prüfungs-
teils.

§ 26 
Dauer und Durchführung der schriftlichen Prüfung

(1) Für die Durchführung der schriftlichen Prüfungen sind im 
Fach Deutsch 100 Minuten für den Erwerb der Berufsbildungsreife 
und 180 Minuten für den Erwerb der erweiterten Berufsbildungs-
reife und des mittleren Schulabschlusses, im Fach Mathematik 90 
Minuten für den Erwerb der Berufsbildungsreife und 135 Minuten 
für den Erwerb der erweiterten Berufsbildungsreife und des mittle-
ren Schulabschlusses sowie im Fach Fremdsprache 150 Minuten an-
zusetzen. 

(2) Die schriftlichen Prüfungen zum Erwerb der erweiterten Be-
rufsbildungsreife und des mittleren Schulabschlusses werden in 
einem gemeinsamen Prüfungsverfahren durchgeführt, in dem die 
Anforderungsniveaus beider Abschlüsse erreichbar sind.

(3) Die schriftliche Prüfung findet unter Aufsicht statt. Es dürfen 
nur zur Verfügung gestelltes und besonders gekennzeichnetes Papier 
sowie die bei den Aufgaben angegebenen Hilfsmittel benutzt wer-
den. Stellt sich während einer Arbeit heraus, dass weitere Hilfen un-
entbehrlich sind, so kann diese eine sachkundige Lehrkraft geben; 
sie sind im Protokoll zu vermerken. Hilfen für einzelne Prüflinge 
sind nicht zulässig.

(4) Die Prüflinge sind rechtzeitig auf die Bestimmungen über die 
Durchführung der schriftlichen Prüfung und über Unregelmäßigkei-
ten bei der Prüfung (§§ 33, 34) hinzuweisen.

(5) Die schriftlichen Arbeiten sind spätestens mit Ablauf der zu-
gelassenen Arbeitszeit zusammen mit allen Entwürfen und Auf-
zeichnungen sowie sämtlichen zur Verfügung gestellten Unterlagen 
abzugeben.

§ 27 
Beurteilung der schriftlichen Prüfungsarbeiten

(1) Jede Arbeit einschließlich der Entwürfe wird von der Lehr-
kraft, die die Prüflinge zuletzt im Prüfungsfach unterrichtet hat, be-
urteilt. Im Verhinderungsfall bestimmt die oder der Prüfungsvorsit-
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schnittswert ergibt, der nicht schlechter als 4,0 ist, und die Jahr-
gangsnoten in mindestens zwei der Fächer Deutsch, Mathematik 
und Fremdsprache mindestens „ausreichend“ lauten sowie in höchs-
tens drei Fächern schlechtere als ausreichende Leistungen vorliegen. 

(5) Die Abschlussbedingungen gemäß Absatz 3 Nummer 2 wer-
den erfüllt, wenn die Jahrgangsnoten in keinem Fach „ungenügend“ 
lauten und für mangelhafte Leistungen in höchstens zwei Fächern 
ein Notenausgleich durch mindestens befriedigende Leistungen in 
zwei anderen Fächern vorliegt. Für die Bildung der Jahrgangsnoten 
in den leistungsdifferenziert unterrichteten Fächern ist dabei die 
dem Abschluss entsprechende Niveaustufe (§ 9 Absatz 1) zugrunde 
zu legen.

(6) Sind Fächer im letzten Jahr des Lehrgangs in mehr als zwei 
Fällen ohne Bewertung geblieben oder bleibt eines der Fächer 
Deutsch, Mathematik oder Fremdsprache ohne Bewertung, werden 
die Abschlussbedingungen gemäß Absatz  2 oder 3  nicht erfüllt.

(7) Wer die Abschlussprüfung für den mittleren Schulabschluss 
nicht bestanden hat und die erweiterte Berufsbildungsreife noch 
nicht besitzt, erwirbt die erweiterte Berufsbildungsreife, wenn die 
für diesen Abschluss geltenden Bedingungen gemäß Absatz 3, 5 und 
6 erfüllt werden.

(8) Nach Abschluss der Beratungen werden den Prüflingen die 
Prüfungsnoten und das Gesamtergebnis der Prüfung mitgeteilt. 

§ 31 
Wiederholung der Prüfung

(1) Eine bestandene Prüfung darf nicht wiederholt werden.
(2) Wer die Abschlussprüfung nicht bestanden hat, kann sie nach 

erneutem Besuch des letzten Lehrgangsjahres wiederholen; dies gilt 
auch für eine nur bei Vorliegen besonderer Umstände mit Zustim-
mung der Schulaufsichtsbehörde zulässige zweite Wiederholung. 
Abweichend von Satz 1 besuchen diejenigen, die an der Abschluss-
prüfung E/M gemäß § 10 Absatz 2 bereits am Ende des ersten Lehr-
gangsjahres teilgenommen haben, bei Nichtbestehen das zweite 
Lehrgangsjahr. Wird die Prüfung wiederholt, sind alle Prüfungsleis-
tungen erneut zu erbringen.

§ 32 
Einsichtnahme in die Prüfungsunterlagen

(1) Die Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer können 
auf schriftlichen Antrag innerhalb eines Jahres nach Abschluss ihrer 
Prüfung Einsicht in die von ihnen angefertigten Prüfungsarbeiten 
und in die Protokolle über ihre mündlichen Prüfungen und die Prä-
sentationsprüfung nehmen. Die Einsicht darf nur der Prüfungsteil-
nehmerin oder dem Prüfungsteilnehmer selbst oder einer mit schrift-
licher Vollmacht versehenen Vertretung gewährt werden. Die 
Prüfungsteilnehmerin oder der Prüfungsteilnehmer kann die Prü-
fungsunterlagen zusammen mit einer Begleitperson einsehen. Bei 
der Einsichtnahme sind die Prüfungsarbeiten vollständig einschließ-
lich aller Gutachten und Beurteilungen vorzulegen.

(2) Die Einsichtnahme erfolgt unter Aufsicht. Die Einsichtneh-
menden haben sich vorher auszuweisen. Die Einsichtnahme umfasst 
das Recht, Auszüge anzufertigen. Die Anfertigung von Fotokopien 
wird gegen Gebühr gestattet.

(3) Für die Aufbewahrung von schriftlichen Prüfungsarbeiten gilt 
§  13 der Schuldatenverordnung vom 13. Oktober 1994 (GVBl. 
S.  435), die zuletzt durch Verordnung vom 15. September 2010 
(GVBl. S. 446) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung.

Kapitel 5 
Unregelmäßigkeiten bei der Prüfung

§ 33 
Nichtteilnahme an Prüfungen

(1) Tritt ein Prüfling aus selbst zu vertretenden Gründen von der 
Prüfung zurück oder nimmt er aus selbst zu vertretenden Gründen 

(4) Für die Präsentationsprüfung wählen die Lehrgangsteilnehme-
rinnen und Lehrgangsteilnehmer bis zu einem von der Einrichtung 
festgelegten Termin im letzten Schulhalbjahr das Fach und die The-
matik für die Prüfung, die vom Prüfungsausschuss zugelassen wer-
den muss. Die Lehrgangsteilnehmerinnen und Lehrgangsteilnehmer 
können für die Präsentation nur eine Thematik wählen, mit der sie 
sich während des letzten Lehrgangsjahres in der Regel mindestens 
sechs Wochen lang in Form einer Fach- oder Projektarbeit, einer 
Leistungsmappe (Portfolio), eines Wettbewerbsbeitrags oder in ver-
gleichbarer Weise beschäftigt oder sich auf eine praktische Prüfung 
vorbereitet haben. Sie werden dabei von der jeweils fachlich zustän-
digen Lehrkraft beraten und unterstützt. 

(5) Die Präsentationsprüfung besteht aus einer Präsentation und 
einem darauf bezogenen, sich anschließenden Prüfungsgespräch. 
Die Präsentation und das Prüfungsgespräch finden in der Regel als 
Gruppenprüfung mit bis zu vier Prüflingen statt; auf Antrag werden 
sie als Einzelprüfung durchgeführt. Beide Prüfungsabschnitte dau-
ern insgesamt in der Regel als Einzelprüfung 15 bis 30 Minuten und 
als Gruppenprüfung 10 bis 20 Minuten je Teilnehmerin oder Teil-
nehmer. Bei Gruppenprüfungen ist sicherzustellen, dass die indivi-
duellen Leistungen der einzelnen Prüflinge bewertet werden kön-
nen, indem Teilaufgaben zur selbständigen Lösung gestellt werden. 
Die vom Fachausschuss festgesetzte Note wird den Prüflingen ab-
weichend von § 30 Absatz 8 unmittelbar nach der Prüfung mitge-
teilt.

(6) Unmittelbar nach der Prüfung setzt der Fachausschuss auf 
Vorschlag der Prüferin oder des Prüfers die Note für die jeweilige 
Prüfung fest; dabei wird die Präsentationsleistung bei der Präsenta-
tionsprüfung stärker gewichtet. Bei der Abschlussprüfung zum Er-
werb der erweiterten Berufsbildungsreife und des mittleren Schul-
abschlusses wird die Note auf dem Anforderungsniveau des 
mittleren Schulabschlusses und zusätzlich auf dem Anforderungs-
niveau der erweiterten Berufsbildungsreife um eine Notenstufe ver-
bessert festgesetzt. Wurde ein Fach sowohl mündlich als auch 
schriftlich geprüft, setzt der Fachausschuss auch die gemeinsame 
Note (§ 15 Absatz 2) auf beiden Anforderungsniveaus in diesem 
Prüfungsfach fest.  

Kapitel 4 
Abschluss der Prüfung

§ 30 
Prüfungsergebnis

(1) Frühestens zwei Wochen vor dem letzten Unterrichtstag des 
letzten Halbjahres eines Lehrgangs stellt der Prüfungsausschuss das 
Prüfungsergebnis fest, das „bestanden“ oder „nicht bestanden“ lau-
tet. 

(2) Die Abschlussprüfung zum Erwerb der Berufsbildungsreife ist 
bestanden, wenn
1.	 die den Prüfungen erzielten Noten in den Prüfungsfächern min-

destens „ausreichend“ lauten oder in höchstens einem Prüfungs-
fach mangelhafte Prüfungsleistungen bei ansonsten mindestens 
ausreichenden Prüfungsleistungen in den anderen Prüfungsfä-
chern vorliegen und 

2.	 mit den Jahrgangsnoten die Abschlussbedingungen gemäß Ab-
satz 4 erfüllt werden.

(3) Die Abschlussprüfung zum Erwerb der erweiterten Berufsbil-
dungsreife und des mittleren Schulabschlusses ist bestanden, wenn
1.	 die in den Prüfungen erzielten Noten in den Prüfungsfächern auf 

dem jeweiligen Anforderungsniveau mindestens „ausreichend“ 
lauten oder für mangelhafte Prüfungsleistungen in höchstens 
einem Prüfungsfach ein Notenausgleich durch mindestens be-
friedigende Prüfungsleistungen in einem anderen Prüfungsfach 
vorliegt und 

2. 	 mit den Jahrgangsnoten die Abschlussbedingungen gemäß Ab-
satz 5 erfüllt werden.

(4) Die Abschlussbedingungen gemäß Absatz 2 Nummer 2 wer-
den erfüllt, wenn die Summe aller Jahrgangsnoten einen Durch-
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3.	 sich nach Feststellung der oder des Prüfungsvorsitzenden aus-
reichend auf die Prüfung vorbereitet hat,

4.	 die allgemeine Schulpflicht erfüllt hat und 
5.	 nicht Schülerin oder Schüler einer allgemein bildenden oder be-

ruflichen öffentlichen Schule oder staatlich anerkannten Ersatz-
schule ist.

§ 5 Absatz 4 gilt entsprechend. Schülerinnen und Schüler der Jahr-
gangsstufe 10 genehmigter Ersatzschulen können in einer Nicht-
schülerprüfung die Abschlüsse der Sekundarstufe I erwerben; für sie 
findet Satz 1 Nummer 1 bis 4 keine Anwendung. Entsprechendes gilt 
für Schülerinnen und Schüler der einjährigen Berufsfachschulen 
und der Jahrgangsstufe 11 der Waldorfschulen, die genehmigte Er-
satzschulen sind.

(2) Die Prüfungen für Nichtschülerinnen und Nichtschüler wer-
den einmal jährlich durchgeführt; nach Entscheidung der Schulauf-
sichtsbehörde können die Nichtschülerprüfungen zum Erwerb der 
Berufsbildungsreife und der erweiterten Berufsbildungsreife zwei-
mal jährlich durchgeführt werden. Spätestens bis zum 31. August 
und bei zweimaliger Durchführung der Nichtschülerprüfungen zum 
Erwerb der Berufsbildungsreife und der erweiterten Berufsbildungs-
reife zusätzlich bis spätestens zum 28. Februar eines Jahres (Aus-
schlussfristen) ist von den Bewerberinnen und Bewerbern die Zu-
lassung zu der diesen Terminen jeweils folgenden Prüfung schriftlich 
bei der Schulaufsichtsbehörde zu beantragen. Bis zum Ablauf der 
jeweiligen Ausschlussfrist  sind vorzulegen:
1.	 ein tabellarischer Lebenslauf und ein Lichtbild neueren Datums,
2.	 eine beglaubigte Kopie der Meldebescheinigung oder eines amt-

lichen Personaldokuments, aus dem sich der Hauptwohnsitz er-
gibt,

3.	 eine beglaubigte Kopie des Abgangs- oder Abschlusszeugnisses 
der zuletzt besuchten allgemein bildenden und gegebenenfalls 
beruflichen Schule,

4.	 eine Erklärung über die Vorbereitung auf die Prüfung gemäß den 
Vorgaben der Rahmenlehrpläne für die einzelnen Fächer,

5.	 bei Bewerberinnen und Bewerbern nichtdeutscher Herkunfts-
sprache, die kein Abgangs- oder Abschlusszeugnis der Berliner 
Schule nachweisen können, eine Erklärung, dass die deutsche 
Sprache in Wort und Schrift beherrscht wird,

6.	 eine Erklärung über bereits unternommene Versuche zum Er-
werb des angestrebten Schulabschlusses,

7.	 bei einem Antrag gemäß § 16 Absatz 3 eine Erklärung der Be-
werberin oder des Bewerbers, ob und gegebenenfalls in wel-
chem Umfang Fremdsprachenkenntnisse in Englisch oder Fran-
zösisch vorliegen.

Bewerberinnen und Bewerber gemäß Absatz 1 Satz 3 und 4 reichen 
anstelle der in Satz 3 genannten Unterlagen eine beglaubigte Kopie 
des Halbjahreszeugnisses der zuletzt besuchten Jahrgangsstufe ein.

(3) Über die Zulassung entscheidet der oder die Prüfungsvorsit-
zende des Prüfungsausschusses, dem die Bewerberin oder der Be-
werber von der Schulaufsichtsbehörde zugewiesen wurde. Die Ent-
scheidung über die Zulassung ist den Bewerberinnen und Bewerbern 
spätestens drei Wochen vor dem ersten Prüfungstermin unter Anga-
be der Termine der schriftlichen Prüfung, des Prüfungsortes und der 
Prüfungsfächer mitzuteilen.

§ 36 
Prüfungsbestimmungen

(1) Die Prüflinge legen ihre Prüfung vor dem Prüfungsausschuss 
ab, dem sie von der Schulaufsichtsbehörde zugewiesen worden sind. 
Die Prüfungstermine legt der jeweilige Prüfungsausschuss fest. Die 
Prüflinge haben sich vor Prüfungsbeginn auszuweisen.

(2) § 16 Absatz 1 bis 4 und 6 gilt mit folgenden Maßgaben:
1.	 Die schriftlichen und mündlichen Prüfungen in der Fremdspra-

che finden nach Wahl der Prüflinge in Englisch oder Französisch 
statt. 

nicht an der Prüfung teil, so gilt die Prüfung als nicht bestanden. 
Einzelne Prüfungsleistungen, die aus selbst zu vertretenden Grün-
den nicht erbracht werden, sind mit „ungenügend“ zu bewerten.

(2) Kann ein Prüfling aus von ihm nicht zu vertretenden Gründen 
an der gesamten Prüfung oder an einem Teil der Prüfung nicht teil-
nehmen, so hat er dies unverzüglich nachzuweisen; bei Prüfungs-
unfähigkeit aus gesundheitlichen Gründen ist innerhalb von drei 
Tagen ein ärztliches Attest vorzulegen. Wird ein Nachweis nicht 
rechtzeitig vorgelegt, so gilt die Prüfung als nicht bestanden oder 
wird die einzelne Prüfung mit „ungenügend“ bewertet.

(3) Der Prüfungsausschuss entscheidet, ob die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 oder 2 vorliegen. Ist die Nichtteilnahme von dem 
Prüfling nicht zu vertreten, wird der fehlende Prüfungsteil bei de-
zentral geprüften Fächern zu einem von der oder dem Vorsitzenden 
des Prüfungsausschusses im Einvernehmen mit der Lehrgangslei-
terin oder dem Lehrgangsleiter zu bestimmenden Zeitpunkt nach-
geholt. Bei zentral geprüften Fächern der schriftlichen Prüfung sind 
die von der Schulaufsichtsbehörde vorgegebenen Aufgabenstellun-
gen für die von ihr festgesetzten Nachholtermine zu verwenden. 

(4) Kann die gesamte Prüfung nicht spätestens im Verlauf der 
nach einem Jahr folgenden Prüfung abgeschlossen werden, so gilt 
sie als nicht stattgefunden. In diesem Fall scheidet der Prüfling aus 
dem Lehrgang aus; sie oder er wird auf schriftlichen Antrag bevor-
zugt in das erste Halbjahr eines neu beginnenden Lehrgangs aufge-
nommen. 

§ 34 
Täuschungen und andere Unregelmäßigkeiten

(1) Der Prüfungsausschuss kann eine Prüfungsleistung, bei der 
ein Prüfling
1.	 getäuscht oder zu täuschen versucht hat,
2.	 andere als zugelassene Hilfsmittel in den Prüfungsraum mitge-

bracht hat oder
3.	 sonstige erhebliche Ordnungsverstöße begangen hat,
je nach Art und Schwere der Verfehlung mit der Note „ungenügend“ 
bewerten oder unbewertet lassen und den Prüfling von der weiteren 
Teilnahme an der Prüfung ausschließen; bei einem Ausschluss von 
der Prüfung gilt die Prüfung als nicht bestanden. Im Falle des be-
gründeten Verdachts einer Unregelmäßigkeit wird die Prüfung in 
diesem Fach bis zur Entscheidung des Prüfungsausschusses unter-
brochen; die Unterbrechung ordnet bei der schriftlichen Prüfung die 
Aufsicht führende Lehrkraft, bei der mündlichen Prüfung die Prüfe-
rin oder der Prüfer an.

(2) Ist das Prüfungsverfahren nicht ordnungsgemäß verlaufen, so 
kann die Schulaufsichtsbehörde bis zur Bekanntgabe des Prüfungs-
ergebnisses die Wiederholung der gesamten Prüfung oder einzelner 
Prüfungen für alle oder einen Teil der Teilnehmenden anordnen. 
Stellt sich innerhalb eines Jahres nach Beendigung der Prüfung her-
aus, dass die Voraussetzungen des Absatzes  1 Satz  1 Nummer  1 
oder 2 vorlagen, so kann die Schulaufsichtsbehörde die Prüfung für 
nicht bestanden erklären.

(3) Die Prüflinge sind vor Beginn der Prüfungen auf die Bestim-
mungen der Absätze 1 und 2 hinzuweisen; Näheres zur Hinweis-
pflicht ist in Verwaltungsvorschriften geregelt.

Teil IV 
Prüfung für Nichtschülerinnen und Nichtschüler

§ 35 
Zulassungsvoraussetzungen und Zulassungsverfahren

(1) Zur Prüfung für Nichtschülerinnen und Nichtschüler ist zuge-
lassen, wer
1.	 das 16. Lebensjahr zum Zeitpunkt des Beginns der schriftlichen 

Prüfung vollendet hat,
2.	 seinen Hauptwohnsitz im Land Berlin hat,
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Teil V 
Schlussvorschriften

§ 37 
Übergangsregelungen

(1) Wer einen vor dem 1. August 2012 eingerichteten Abendlehr-
gang zum Erwerb des erweiterten Hauptschulabschlusses oder des 
mittleren Schulabschlusses oder einen vor dem 1. Februar 2013 ein-
gerichteten Tageslehrgang oder Abendlehrgang zum Erwerb des 
Hauptschulabschlusses oder einen vor dem 1. August 2013 einge-
richteten Tageslehrgang zum Erwerb des erweiterten Hauptschulab-
schlusses oder des mittleren Schulabschlusses besucht oder besucht 
hat, beendet den Bildungsgang nach den Bestimmungen der Zweiter 
Bildungsweg-Lehrgangs-Verordnung vom 12. Dezember 2006 
(GVBl. S. 1174), die zuletzt durch Artikel I der Verordnung vom 14. 
Dezember 2010 (GVBl. S. 574) geändert worden ist, jeweils mit der 
Maßgabe, dass anstelle des § 28 Absatz 1 der vorgenannten Verord-
nung § 26 Absatz 1 dieser Verordnung Anwendung findet, wobei der 
Hauptschulabschluss an die Stelle der  Berufsbildungsreife und der 
erweiterte Hauptschulabschluss an die Stelle der erweiterten Berufs-
bildungsreife tritt. Für Nichtschülerprüfungen, die ab dem Inkraft-
treten dieser Verordnung bis zum 31. Dezember 2013 durchgeführt 
werden, finden die Bestimmungen der in Satz 1 genannten Zweiter 
Bildungsweg-Lehrgangs-Verordnung weiter Anwendung mit der 
Maßgabe, dass anstelle des § 28 Absatz 1 der vorgenannten Verord-
nung § 26 Absatz 1 dieser Verordnung Anwendung findet, wobei der 
Hauptschulabschluss an die Stelle der  Berufsbildungsreife und der 
erweiterte Hauptschulabschluss an die Stelle der erweiterten Berufs-
bildungsreife tritt.

(2) Wenn für Teilnehmerinnen und Teilnehmer eines Lehrgangs 
gemäß Absatz 1 Satz 1, die einen Unterrichtsabschnitt wiederholen 
müssen, an der besuchten Schule oder Volkshochschule kein ent-
sprechender Lehrgang folgt, können sie an einem oder mehreren 
Standorten in besonderen Klassen ihres jeweils besuchten Lehr-
gangs zusammengefasst werden, in denen sie ihren Abschluss nach 
dem vor Inkrafttreten dieser Verordnung geltenden Recht erwerben 
können. Sie können jedoch auf schriftlichen Antrag auch in einen 
geeigneten Unterrichtsabschnitt eines gemäß § 4 eingerichteten 
Lehrgangs wechseln, der ihrem bisher besuchten Lehrgang ent-
spricht, und die Berufsbildungsreife, die erweiterte Berufsbildungs-
reife oder den mittleren Schulabschluss nach den Bestimmungen 
dieser Verordnung erwerben.

(3) § 4 Absatz 3 Satz 2, § 10 Absatz 2 und § 24 Absatz 2 gelten 
erstmals für die am 1. August 2013 eingerichteten Abendlehrgänge 
E/M.

§ 38 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 2012 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Zweiter Bildungsweg-Lehrgangs-Verordnung 
vom 12. Dezember 2006 (GVBl. S. 1174), die zuletzt durch Artikel 
I der Verordnung vom 14. Dezember 2010 (GVBl. S. 574) geändert 
worden ist, außer Kraft.

Berlin, den 1. Oktober 2013

Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Wissenschaft

Sandra S c h e e r e s

2.	 Bei der Nichtschülerprüfung zum Erwerb des mittleren Schulab-
schlusses wird die mündliche Prüfung gemäß § 16 Absatz 2 
Nummer 2 ergänzt um eine Prüfung in Deutsch oder Mathema-
tik als viertem und eine Prüfung in einem  weiteren, nicht bereits 
mündlich zu prüfenden Fach des gesellschaftswissenschaftli-
chen oder naturwissenschaftlich-informationstechnischen Lern-
bereichs als fünftem mündlichen Prüfungsfach; für Absolventin-
nen und Absolventen der einjährigen Berufsfachschulen 
genehmigter Ersatzschulen sind die Fächer Deutsch oder Mathe-
matik, Fremdsprache, Sozialkunde/Wirtschaft, Fachtheorie des 
fachrichtungsbezogenen Unterrichts und Fachpraxis des fach-
richtungsbezogenen Unterrichts erstes bis fünftes mündliches 
Prüfungsfach.

3.	 Bei den Nichtschülerprüfungen zum Erwerb der erweiterten Be-
rufsbildungsreife und des mittleren Schulabschlusses für Schü-
lerinnen und Schüler genehmigter Ersatzschulen wird die Prü-
fung in einem vom Prüfling zu wählenden Fach des 
gesellschaftswissenschaftlichen oder naturwissenschaftlichen 
oder naturwissenschaftlich-technischen Lernbereichs als Prä-
sentationsprüfung durchgeführt; § 29 Absatz 4 bis 6 gilt entspre-
chend. 

(3) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses (§ 20) und der Fach-
ausschüsse (§ 21) werden von der Schulaufsichtsbehörde berufen. 
Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses bestimmt das 
Mitglied des Fachausschusses, das die schriftlichen Arbeiten als 
Erstkorrektor beurteilt, sowie das Mitglied des Fachausschusses, das 
die mündliche Prüfung als Prüferin oder Prüfer durchführt.

(4) § 29 gilt mit folgenden Maßgaben:
1.	 Abweichend von § 29 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 6 Satz 2 müs-

sen die Aufgaben und gewählten Themen der mündlichen Prü-
fungen zum Erwerb der erweiterten Berufsbildungsreife dem 
Anforderungsniveau dieses Abschlusses entsprechen und wird 
die erzielte Note nur auf dem Anforderungsniveau dieses Ab-
schlusses festgesetzt.

2.	 Abweichend von § 29 Absatz 2 benennen die Prüflinge im je-
weiligen Fach der mündlichen Prüfung zwei Wahlgebiete, von 
denen eines in die mündliche Prüfung einzubeziehen ist; dabei 
werden in jedem Fach Aufgaben aus mindestens zwei Sachge-
bieten gestellt. 

(5) § 30 gilt mit folgenden Maßgaben:
1.	 Abweichend von § 30 Absatz 1 beschließt der Prüfungsaus-

schuss unmittelbar nach Abschluss der letzten Prüfung die Prü-
fungsnoten und stellt das Prüfungsergebnis fest.

2.	 Abweichend von § 30 Absatz 2 und 3 gelten für den Erwerb der 
Abschlüsse in der Prüfung für Nichtschülerinnen und Nicht-
schüler folgende Bestimmungen:
a)	 die Berufsbildungsreife wird erworben bei Erfüllung der 

Bedingungen gemäß § 30 Absatz 2 Nummer 1,
b)	 die erweiterte Berufsbildungsreife oder der mittlere Schul-

abschluss wird erworben bei Erfüllung der Bedingungen ge-
mäß § 30 Absatz 3 Nummer 1.

3.	 § 30 Absatz 4 bis 6 findet keine Anwendung.
(6) § 31 Absatz 2 gilt mit der Maßgabe, dass der erneute Besuch 

des letzten Lehrgangsjahres entfällt.
(7) Wer die Prüfung bestanden hat, erhält je nach Erfüllung der für 

den jeweiligen Abschluss erforderlichen Bedingungen das Zeugnis 
über die Nichtschülerprüfung zum Erwerb der Berufsbildungsreife, 
der erweiterten Berufsbildungsreife oder des mittleren Schulab-
schlusses.

(8) Im Übrigen gelten die Prüfungsbestimmungen  der §§ 13, 15 
bis 19, 22, 23, 25 bis 28 und 32 bis 34 mit der Maßgabe und §§ 29 
bis 31 mit der weiteren Maßgabe, dass die den Lehrgangsleiterinnen 
und Lehrgangsleitern zugewiesenen Aufgaben vom Prüfungsaus-
schuss wahrgenommen werden.
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Anlage (zu § 9 Absatz 1)      

Stundentafel

Unterrichtsfächer

Unterrichtswochenstunden

Lehrgänge B Lehrgänge E/M

Abendlehrgang Tageslehrgang Abendlehrgang Tageslehrgang

Deutsch 4 5 3 5

Gesellschaftswissenschaftlicher 
Lernbereich
–	 Geschichte/Sozialkunde
–	 Geografie

3 4 3 4

Fremdsprache a) 4 4 3 4

Mathematik 4 5 3 5

Naturwissenschaftlicher Lernbereich (B)
Naturwissenschaftlich- informations- 
technischer  Lernbereich (E/M)
–	 Physik
–	 Chemie
–	 Biologie
–	 Informatik (E/M)

3 5 3 8

Wirtschaft, Arbeit, Technik – 3 – –

Profilstunden b) – 4 – 4

Insgesamt 18 30 15 30

Anmerkungen:
a)	 Englisch oder Französisch 
b)	 Profilstunden können zur Verstärkung von Unterrichtsfächern sowie zur Einrichtung von Wahlpflichtunterricht in den Fächern Musik 

und Bildende Kunst eingesetzt werden.
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